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Debatte im Plenum – Welche Kritik hat Minister Laumann an der Bundesagentur für  
Arbeit? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 06. Mai 2026 hat der Landtag auf Antrag der FDP-Fraktion in einer Aktuellen Stunde mit 
dem Titel „Landesregierung kritisiert Gesundheitssparpaket des Bundes – wie will sie Nach-
besserungen erreichen?“ die auf Bundesebene vom Kabinett beschlossene Reform der ge-
setzlichen Krankenversicherung diskutiert. In der Debatte antwortete der Minister des Landes 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Karl-Josef Laumann, dem Kollegen Thorsten Klute zum 
Thema Bürgerversicherung: „Eine Bundesagentur für Arbeit reicht mir; ich will keine Bunde-
sagentur für Gesundheit“1. Unter dem Stichwort „Bürgerversicherung“ ist ein Versicherungs-
system zu verstehen, das nicht mehr zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung 
unterscheidet. Die Aussage des Ministers zur Bundesagentur für Arbeit (BA) irritiert vor dem 
Hintergrund der wichtigen Rolle der BA für den Arbeitsmarkt, die Arbeitsvermittlung und -för-
derung sowie als Verwaltungsträgerin der Arbeitslosenversicherung.  
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8123 mit Schreiben 
vom 8. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie ist die oben genannte Aussage von Minister Laumann in Bezug auf die Bun-

desagentur für Arbeit zu verstehen? 
 
Die zitierte Aussage ist im Kontext der Debatte zu der Aktuellen Stunde am 6. Mai 2026 auf 
Antrag der FDP-Fraktion: „Landesregierung kritisiert Gesundheitssparpaket des Bundes – wie 
will sie Nachbesserungen erreichen?“ im Landtag zu verstehen. Sie stellt keine Kritik an der 
Bundesagentur für Arbeit dar.  
Die bestehende Möglichkeit der gesetzlich Versicherten, zwischen unterschiedlichen Kranken-
kassen wählen zu können, stellt grundsätzlich einen Mehrwert dar. Durch die Wahlfreiheit für 
eine Krankenkasse können sich Versicherte für, aber auch gegen einzelne Krankenkassen 
entscheiden und dieser Entscheidung etwa qualitative Abwägungen zugrunde legen. Bei einer 

 
1 Plenarprotokoll 18/121, S.16. 
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einheitlichen Krankenkasse wäre ein Wechsel aufgrund qualitativer Leistungsunterschiede 
nicht möglich.  
 
 
2. Welche konkreten Kritikpunkte hat der Minister an der Bundesagentur für Arbeit?  
 
Auf die Antwort auf Frage 1 wird verwiesen. 
 
 
3. Inwiefern hat der Minister seine Kritik gegenüber Vertreterinnen und Vertretern der 

Bundesagentur für Arbeit geäußert?  
 
Auf die Antwort auf Frage 1 wird verwiesen. 
 

 


